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Rechtssatz 

Der Gesetzgeber hat in der von ihm getroffenen Legaldefinition einer "Ferienwohnung" (sprachlich) im § 9a Abs 
2 

Stmk FremdenverkehrsabgabeG die Tatbestandsmerkmale des zweiten Halbsatzes ("die nicht der Deckung eines 
ganzjährig gegebenen Wohnbedarfs dient") jenen des dritten Halbsatzes ("sondern überwiegend zu Aufenthalten 
während der Freizeit, des Wochenendes, des Urlaubes, der Ferien oder auch nur zeitweise für nichtberufliche 
Zwecke als Wohnstätte dient") gegenübergestellt. Unter Beachtung des Grundsatzes, Rechtsvorschriften nicht so 
auszulegen, daß sie überflüssig und daher inhaltslos werden (Hinweis Klecatsky-Morscher, Das österreichische 
Bundesverfassungsrecht3, S 68), ist bei der Ermittlung des normativen Gehaltes der Regelung davon 
auszugehen, daß im § 9a Abs 2 Stmk FremdenverkehrsabgabeG die Tatbestandsmerkmale der (taxativ) 
genannten Beispielsfälle des dritten Halbsatzes kumulativ mit jenen des zweiten Halbsatzes zu sehen sind. Dient 
also etwa eine Wohnung (oder eine sonstige Unterkunft in Gebäuden oder baulichen Anlagen) "nur zeitweise für 
nichtberufliche Zwecke als Wohnstätte", so muß noch hinzutreten, daß diese "nicht der Deckung eines 
ganzjährig gegebenen Wohnbedarfes dient". 


